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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

1 . Abgeordneter Mit welchem Ergebnis und Erfolg hat die Bundes- 
Dr. Schneider regierung entsprechend dem Entschließungsantrag 
^CDU/CSU) des Deutschen Bundestages vom 10. Oktober 1974 

(Drucksache 7/2629) Verhandlungen mit den 
Ländern und den kommunalen Spitzenverbänden 
aufgenommen, um auf eine vermehrte Aufstellung 
von Mietspiegeln durch die Gemeinden hinzuwirken? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 

2. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung Ägypten 

Rainer einen Kapitalhilfekredit von 130 Millionen DM 

(CDU/CSU) zu Sonderbedingungen zugesagt hat, die den für 

die ärmsten Länder geltenden angenähert sind, 
und wie rechtfertigt die Bundesregierung “ be- 
jahendenfalls — die Tatsache der Kreditgewährung 
angesichts bereits gewährter 700 Millionen DM 
sowie Höhe und Bedingungen angesichts der Lage 
in der sogenannten Vierten Welt und des Umfangs 
der deutschen Hilfe für diese Länder im Einzel- 
fall wie insgesamt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


3. Abgeordneter Kann die Bundesregierung die Ergebnisse einer 

Dr. Schöfberger vergleichenden Preisuntersuchung des Kieler Insti- 
(SPD) tuts für Weltwirtschaft (Süddeutsche Zeitung vom 

5./6. Januar 1976) bestätigen, wonach die Erzeuger- 
und Einzelhandelspreise für Arzneimittel in der 
Bundesrepublik Deutschland im Durchschnitt um 
30 % höher sind als in den Referenzländern Frank- 
reich, Italien, Großbritannien und der Schweiz und 
daß diese erheblichen Preisunterschiede entweder 
„auf Handelshemmnisse oder auf monopolistische 
Machtstrategien der Anbieter zurückzuführen“ sind, 
und wenn ja, was gedenkt sie zu tun? 

4. Abgeordneter ln welchem Umfang wird die Qualität der Stein- 

Lenzer kohle durch die Haldenbildung, die mit Bundes- 

(CDU/CSU) mittein finanziert wird, beeinträchtigt, und welche 

Wertminderung ergibt sich hieraus beim Verkauf 
zu der frisch produzierten Kohle? 

5. Abgeordneter Wieviel Kohle kann im Steinkohlenbergbau der 

Lenzer Bundesrepublik Deutschland zur Zeit auf den 

(CDU/CSU) vorhandenen Lagerflächen auf Halde gelegt werden, 

welches Kapital ist hierzu erforderlich, und welcher 
Beitrag wird hierzu aus Bundesmitteln voraussicht- 
lich abgedeckt? 
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6. Abgeordneter Fördert die Bundesregierung Bestrebungen, bei 

Dr. Holtz Tankstellen ähnlich wie bei Apotheken einen 

(SPD) Sonntagsdienst einzuführen? 


7. 


Abgeordneter 

Nordlohne 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung wirklich der Auffassung, 
daß sie die Arbeitsmarktsituation im Raum Ost- 
friesland richtig einschätzt, wenn sie mir in ihrer 
Antwort auf meine Mündliche Anfrage in der 
Fragestunde am 14./15. Januar 1976 erklärt, 
,,da sich der Abstand der Arbeitslosenquoten in 
Emden und Leer zum Bundesdurchschnitt nicht 
vergrößert, sondern beträchtlich verkleinert, kann 
davon ausgegangen werden, daß sich die Schwächen 
in der regionalen Wirtschaftsstruktur nicht ver- 
stärkt, sondern eher vermindert haben“? 


8. Abgeorneter 
Nordlohne 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung in Zusammen- 
arbeit mit dem Land Niedersachsen im Jahr 1976 
konkret zu tun, um im Rahmen der Gemeinschafts- 
aufgabe ,, Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur“ außer in den übergeordneten Schwer- 
punktorten Emden und Leer durch die Schaffung 
und Erhaltung von Arbeitsplätzen das Problem Nr. 1 
in Ost friesland, die Arbeitslosigkeit, in absehbarer 
Zeit entscheidend zu vermindern bzw. zu beheben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


9. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 

(CDU/CSU) 


Haben Medizinalassistenten auf Grund des am 
1. Oktober 1975 in Kraft getretenen Gesetzes 
über die Krankenversicherung der Studenten keiner- 
lei Befreiungsmöglichkeit von der Versicherungs- 
pflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung 
auch dann nicht, wenn ein entsprechender privater 
Versicherungsschutz nachgewiesen wird, wie der 
Bundesverband der gesetzlichen Krankenkassen 
meint, und wenn ja, welche Maßnahmen will die 
Bundesregierung angesichts der Tatsache ergreifen, 
daß der Gesetzgeber in allen anderen Fällen der 
Ausdehnung der Versicherungspflicht auf neue 
Personenkreise angemessene Befreiungsmöglichkei- 
ten vorgesehen hat, um auch den Medizinalassisten- 
ten sobald wie möglich eine Befreiungsmöglichkeit 
von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen 
Krankenversicherung auf Antrag einzuräumen? 


10. Abgeordneter 
Dr. Franz 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Rechtsstreitigkeiten, die vor das 
Bundesarbeitsgericht gelangen, erst nach einem 
Jahr zur Entscheidung kommen werden, und wenn 
ja, wird die Bundesregierung die entsprechenden 
Entwürfe vorlegen, um die verfahrensrechtlichen 
Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß das Bun- 
desarbeitsgericht sich ausschließlich seiner ober- 
gerichtlichen Aufgabe widmen kann, in angemesse- 
ner Zeit die für die Einheit der Rechtsprechung und 
die für die richterliche Rechtsfortbildung not- 
wendigen Entscheidungen zu fällen? 
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11- Abgeordneter In welcher Höhe wurden bisher Zahlungen nach 
Dr. Enders dem Konkursausfallgeldgesetz an Arbeitnehmer 

(SPD) und Dritte geleistet? 


12 Abgeordneter Welche soziale Sicherheit ist für junge Menschen 

Dr. Enders gegeben, die nach dem Abitur oder nach der ersten 

(SPD) oder zweiten Staatsprüfung keinen Ausbildungs- 

platz oder kein Beschäftigungsverhältnis finden? 


13. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die vom Parlamenta- 
rischen Staatssekretär Baum in der Fragestunde 
vom 14. Januar 1976 in der Beantwortung der 
Frage des Abgeordneten Berger vertretene 

Auffassung, wonach die Beihilfe an Beamte, Richter 
und Soldaten, deren Ehegatte in der gesetzlichen 
Krankenversicherung pflichtversichert ist, ,, ledig- 
lich ergänzende Fürsorgeleistung des Dienstherrn“ 
und es ,, zumutbar und sachgerecht“ ist, ,,wenn 
schon immer nach dem herrschenden Subsidiari- 
tätsgrundsatz zunächst die gesetzlich vorgesehenen 
Leistungen (der Krankenkasse) in Anspruch ge- 
nommen werden“ — „auch wenn der Hauptteil 
des Familienunterhalts durch die Dienstbezüge des 
Vaters bestritten wird“, wie es in der Frage heißt? 


14. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung nicht meine Auffassung, 
daß sich der Dienstherr mit der ab 1. April 1976 
vorgesehenen Regelung seiner Fürsorgepflicht gegen- 
über seinen Beamten, Richtern und Soldaten zu 
Lasten der gesetzlichen Krankenversicherung ent- 
zieht, deren Leistungen nach dem Solidaritäts- 
prinzip von der Versichertengemeinschaft finan- 
ziert werden? 


15. Abgeordneter Was unternimmt die Bundesregierung, um arbeits- 
Ey und mittellosen Gastarbeitern die Heimreise in ihr 

(CDU/CSU) Heimatland zu ermöglichen? 


16. Abgeordneter 

Horstmeier 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß nach dem 
Landabgaberecht (GAL) bei einer langfristigen 
Verpachtung allein durch die Vorerbin oder den 
Vorerben die Voraussetzung der Abgabe im Sinne 
des GAL erfüllt wird, und, wenn ja, wird sie ent- 
sprechende Schritte einleiten? 


17. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Dürfen in den Oder-Neiße-Gebieten lebende deutsche 
Staatsangehörige, die das Rentenalter erreicht und 
durch Beiträge an deutsche Sozialversicherungs- 
träger die gesetzliche Wartezeit erfüllt' haben, 
seitens der Bundesrepublik Deutschland einer ver- 
traglichen Sonderregelung unterworfen werden, die 
sie gegenüber deutschem innerstaatlichem Recht 
und anderen deutschen Rentnern außerhalb des 
Geltungsbereichs des Grundgesetzes schlechter 
stellt und einer willkürlichen Rentenfestsetzung 
durch ausländisches Recht ohne Honorierung der 
deutschen Beiträge unterstellt, ohne daß dadurch 
die Sozialstaatsklausel des Grundgesetzes, Arti- 
kel 14 GG, der Gleichheitsgrundsatz und die grund- 
gesetzliche Schutzpflicht für jeden .einzelnen 
Deutschen schwerwiegend verletzt werden? 
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18. Abgeordneter 
Dr. Althammer 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung dafür sorgen, daß not- 
leidende Textilunternehmen in Bayern, Baden- 
Württemberg und Hessen - insbesondere in Augs- 
burg - aus dem dafür vorgesehenen europäischen 
Sozialfonds angemessene Unterstützung erhalten? 


19. Abgeordneter Gibt es rechtliche Hinderungsgründe, Ausbildungs- 

Dr. Gölter betriebe bei der Vergabe öffentlicher Aufträge 

(CDU/CSU) zu bevorzugen, und wenn nein, wird die Bundes- 

regierung darauf hinweisen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


20. Abgeordneter 

Möhring 

(SPD) 


Welche Vorsorgemaßnahmen sind in der Bundes- 
wehr getroffen, um Faktoren, wie zeitgleiches 
Dienstende mit Verkehrsstoßzeiten, Übermüdung, 
nicht verkehrssichere Kraftfahrzeuge usw., die als 
Ursache der Unfallgefahren für Soldaten auftreten 
können, auszuschließen? 


2 1 . Abgeordneter Bis zu welchem Grad werden die bisher angebotenen 
Möhring kostenlosen Familienheimfahrten von den Wehr- 

(SPD) pflichtigen der Bundeswehr in Anspruch genommen, 

und kann sich der Bundesverteidigungsminister 
einer Forderung der Wehrpflichtigentagung des 
Bundeswehrverbands anschließen, die Zahl der 
Familienheimfahrten zu erhöhen, um die hohe Zahl 
der Unfalltoten zu reduzieren? 


22. Abgeordneter 

Schlaga 

(SPD) 


Besteht auf Grund der eidlichen Aussage des ehe- 
maligen Lockheed-Repräsentanten in der Bundes- 
republik Deutschland, Herrn Hauser, der Verdacht, 
daß Beamte des Bundesverteidigungsministeriums 
und Offiziere der Bundeswehr im Zusammenhang 
mit der Beschaffung der Starfighter von der Firma 
Lockheed finanzielle Zuwendungen erhalten haben? 


23. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung gegebenenfalls 
Schlaga zur weiteren Aufklärung dieses Vorganges zu tun? 

(SPD) 


24. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Kommandeur der Luftlande- 
Dr. Schöfberger schule Altenstadt, Oberst Alfred Jenninger, aus 
(SPD) Anlaß des 60. Geburtstages des Abgeordneten 

Strauß zum Zwecke der Übergabe einer gerahmten 
Fotografie der Kaserne den Absprung von zehn Fall- 
schirmjägern der Bundeswehr als ,, Sprungdienst 
gemäß Ausbildungsplan für den militärischen 
Freifall-Weiterbildungslehrgang“ angeordnet hat, 
und - wenn ja — billigt die Bundesregierung es, 
oder sieht sie darin einen Mißbrauch der Bundes- 
wehr? 
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I 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


25. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Berichte 
ehemaliger politischer Häftlinge der DDR über 
schwere Mißhandlungen, denen sie während ihrer 
Haftzeit ausgesetzt waren, und sind der Bundes- 
regierung weitere Berichte über ähnliche Mißhand- 
lungen von Straf- und Untersuchungsgefangenen 
in der DDR seit Inkrafttreten des Grundvertrags 
1973 bekannt? 


*26. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


Betrachtet die Bundesregierung den vom ,, Gesamt- 
deutschen Institut“ für 1976 herausgegebenen 
Kalender ,, Blick in die DDR“ als der ,, Unterrichtung 
über das Thema und der Urteilsfindung des 
,Empfängers‘ “ (Zitat des Gesamtdeutschen In- 
stituts) dienlich? 


27. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung auch für weitere Ausgaben 
des Kalenders Mittel zur Verfügung stellen, und 
- wenn ja - wird sie dafür sorgen, daß Autoren 
und Redakteure bestellt werden, die durch Aus- 
bildung und Erfahrung in der Lage sind, ein ob- 
jektives Bild der Wirklichkeit in Mitteldeutschland 
unter Einschluß der Situation an Mauer, Stachel- 
draht, Minenfeldern und Todesautomaten — den 
nachdrücklichsten ,,DDR“-Eindrücken jedes Be- 
suchers aus der Bundesrepubhk Deutschland — zu 
erstellen? 


Geschäftsbereich des Bimdesministers des Innern 


28. Abgeordneter 
Berger 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Rehabilitationsleistungen für 
schwerbeschädigte Beamte vielfach hinter . den 
sonst vorgeschriebenen Leistungen der Sozial- 
versicherungsträger und der Bundesanstalt für 
Arbeit, so z. B. hinsichtlich der Kostenerstattung 
für Krankenfahrstühle oder für Kraftfahrzeuge 
sowie hinsichtlich der Kostentragung für behinde- 
rungsbedingte Umschulungsmaßnahmen, Zurück- 
bleiben? 


29. Abgeordneter 
Berger 
(CDU/CSU) 


Wenn ja, teilt die Bundesregierung meine Ansicht, 
daß sowohl im berechtigten Interesse der Betrof- 
fenen wie auch im Interesse der Verwaltung 
leistungswillige schwerbehinderte Beamte in ihrem 
Bestreben, weiter aktiv am Arbeitsleben teilzu- 
nehmen, unterstützt werden sollten, und welche 
Folgerungen wird die Bundesregierung daraus 
ziehen? 


30. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung bei den kommenden 
Tarifverhandlungen und ihren Vorschlägen zur 
Besoldungsanpassung 1976 ihrem Innenminister 
Maihofer folgen, der sich mehrfach gegen „dem 
Leistungsgedanken zuwiderlaufende übersteigerte 
Versbckelungen“ ausgesprochen hat? 
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31. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung statistische An- 
Dr. Evers gaben aus den Vereinigten Staaten von Nordamerika, 

(CDU/CSU) nach denen die Zahlen für Krebserkrankungen, 

Todesfälle infolge von Mißbildungen bei der Ge- 
burt und Fehlgeburten im Verhältnis zur Einwoh- 
nerzahl im Einflußbereich von Städten mit Atom- 
anlagen (Schenectady, Saratoga Springs, Albany, 
Troy, Kreis Saratoga, Kreis Petroleum) erheblich 
über den Durchschnittszahlen für die Vereinigten 
Staaten insgesamt liegen (Ewald Gaul, Atomenergie 
oder Ein Weg aus der Krise? Rowohlt Verlag, rororo 
aktuell, vgl. auch Baumeister 11/75), und wird sie 
Konsequenzen daraus ziehen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob schwefel- 
haltige Abgase aus Industriegebieten, u. a. aus der 
Bundesrepublik Deutschland, in den oberen Luft- 
schichten bis nach Norwegen getragen werden, wo 
der Niederschlag aus diesem Grund große Mengen 
Schwefel enthalten soll? 


Sind der Bundesregierung die Schäden bekannt, 
die dieser saure Niederschlag für den Fischbestand 
und die Wälder in Norwegen, wie auch für das 
ganze Tier- und Pflanzenleben, verursacht und daß 
die Fachleute in Norwegen behaupten, daß dieser 
Niederschlag in gewissen Gebieten Norwegens auch 
dem Trinkwasser einen Beigeschmack gibt, und ist 
die Bundesregierung bereit, von der norwegischen 
Regierung Auskunft zu erbitten über Ergebnisse 
von wissenschaftlichen Untersuchungen, die von 
norwegischen Behörden durchgeführt werden? 


Sieht die Bundesregierung das geringfügige Zuspät- 
kommen eines Grenzschutzbeamten zum Dienst 
(eine bis fünf Minuten) als ein Dienstvergehen an, 
das eine Geldbuße von Vbo der Dienstbezüge 
rechtfertigt? 


35. Abgeordneter Können beim Bundesgrenzschutz solche Disziplinar- 

Jaunich strafen auch ohne eine förmliche Disziplinarver- 

(SPD) fügung im Sinne des § 30 Bundesdisziplinarordnung 

verfügt werden? 


36, Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Einvernehmen 
Hofmann mit den Bundesländern, die Anzeigepflicht der 

(SPD) Staatsbediensteten (vier Wochen vor Reisen in 

Länder des kommunistischen Machtbereichs) für 
touristische Tagesreisen in die DDR im Rahmen 
des grenznahen Verkehrs aufzuheben? 


37. Abgeordneter Haben sich Befürchtungen bestätigt, daß der junge 
Böhm Mann aus der DDR, der am Heiligen Abend 1975 

(Melsungen) bei Rasdorf (Landkreis Fulda) in die Bundesrepu- 

(CDU/CSU) blik flüchten wollte, durch die automatischen 

Tötungsanlagen der DDR so schwer verletzt wurde, 
daß er gestorben ist, und das wie vielte Opfer dieser 
automatischen Tötungsanlagen ist dieser Mann? 


34. Abgeordneter 
Jaunich 
(SPD) 


33. Abgeordneter 
Scheu 
(SPD) 


32. Abgeordneter 
Scheu 
(SPD) 
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38. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß in der letzten Dezemberhälfte 
1975 und in den ersten Januarwochen 1976 das 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland im Bereich 
des Grenzschutzkommandos Mitte viermal bei 
Minensprengung durch DDR-Truppen verletzt 
wurde und Streifen des Bundesgrenzschutzes und 
des Grenzzolldienstes dabei gefährdet wurden? 


39. Abgeordneter Wie groß ist der personelle und finanzielle Auf- 

Conradi wand des Bundes einschließlich Bundesbahn und 

• (SPD) Bundespost für die Überprüfung der Bewerber für 

den öffentlichen Dienst bzw. Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes gewesen? 


40. Abgeordneter 
Conradi 
(SPD) 


Wie groß ist der Prozentsatz der inzwischen über- 
prüften Angehörigen des Bundes, einschließlich 
Bundesbahn und Bundespost, und wie groß ist die 
Zahl der Angehörigen, die in den kommenden 
Jahren noch überprüft werden müssen? 


41. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, dem Deutschen 
Dr. Wernitz Bundestag künftig in angemessenen Zeitabständen 

(SPD) einen Bericht zur Praxis der Überprüfung der Ge- 

währ der Verfassungstreue bei Einstellungsbewer- 
bern zu geben, soweit es den Bundesbereich be- 
trifft? 


42. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, darüber- 
Dr. Wernitz hinaus in Abstimmung mit den Ländern künftig in 

(SPD) angemessenen Zeitabständen einen Bericht zur 

Praxis der Überprüfung der Gewähr der Verfassungs- 
treue bei Einstellungsbewerbern zu geben, der den 
Bereich der Länder umfaßt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


43. Abgeordneter Welche Auswirkungen haben sich in der Praxis als 
Dr. Penner Folge des neuen § 184 des Strafgesetzbuches in der 

(SPD) Fassung des Vierten Gesetzes zur Reform des Straf- 

rechts ergeben, insbesondere im Zusammenhang 
mit der Vorführung sogenannter pornographischer 
Filme, und geben die Erfahrungen Anlaß zu einer 
erneuten gesetzgeberischen Initiative? 
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44. Abgeordneter 
Dr. Schneider 

(CDU/CSU) 


Wie vereinbart die Bundesregierung aus kartell- 
rechtlicher Sicht die Erklärung von Bundesminister 
Ravens vom 13. Januar 1976 in bezug auf den 
Mustermietvertrag ,,Es bleibe von erheblicher 
sozialer Bedeutung, wie die Rechtsordnung das 
Sßannungsverhältnis zwischen Hauseigentümer und 
Mieter in den Griff bekomme“ und ,,Der Muster- 
mietvertrag sei ein Instrument, das den Rechts- 
frieden in diesem Lebensbereich wesentlich stärken 
werde“ mit der Erklärung des Bundesjustizministers 
Dr. Vogel, wegen kartellrechtlicher Bedenken 
ausdrücklich auf eine Anwendungsempfehlung des 
Mustermietvertrags verzichtet zu haben? 


45. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Zentrale Erfassungsstelle der 
Länderjustizverwaltungen in Salzgitter im Jahr 1975 
die zweithöchste Zahl von Verfahren seit ihrer 
Gründung im Jahr 1961, nämlich 1701 Vorer- 
mittlungsverfahren - 359 Fälle mehr als im 
Jahr 1974 - gegen Gewaltakte an der Demar- 
kationslinie und gegen politische Unrechtstaten 
in Mitteldeutschland und Ost-Berlin einleiten mußte,, 
und — wenn ja — wie beurteilt die Bundesregie- 
rung gegebenenfalls diesen Tatbestand? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


46. Abgeordneter 
Zywietz 
(FDP) 


Welche Informationen hat die Bundesregierung 
über das Ausmaß der Personen- und Sachschäden, 
verursacht durch Orkan- und Sturmflut in der 
ersten Januarwoche 1976 in Norddeutschland, 
und welche Schäden sind gegebenenfalls durch 
Versicherungen gedeckt? 


47. Abgeordneter 
Zywietz 
(FDP) 


Mit welchen Maßnahmen gedenkt die Bundes- 
regierung, den betroffenen Bürgern zu helfen, 
und was wird die Bundesregierung unternehmen, 
um zukünftig wirkungsvoller Schäden bei Sturm- 
fluten zu vermeiden? 


48. Abgeordneter 

Dr. Althammer 

(CDU/CSU) 


Was kann die Bundesregierung unternehmen, um 
die Bankaufsicht so wirksam zu gestalten, daß 
arbeitsplatzgefährdende Spekulationen mit Hilfe 
von Kreditinstituten, die einen Gewährsträger der 
öffentlichen Hand haben (Landesbanken und Spar- 
kassen oder gewerkschaftseigene Kreditinstitute) 
unmöglich werden? 


49. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Göttingen) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß das Bundesministerium der Finan- 
zen — Referat Presse und Information — vor weni- 
gen Wochen an die Schulen das Flugblatt ,,Das 
Finanzchaos und die Wirklichkeit“ übersandt hat, 
in dem die Haushaltstage des Bundes eine Dar- 
stellung aus der Sicht der Bundesregierung und der 
Koalitionsparteien erfährt, während die Position der 
Opposition unberücksichtigt bleibt, es sei denn, ab- 
wertend dargestellt wird, und wenn ja, hält es die 
Bundesregierung für korrekt? 
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50. Abgeordneter 

Dr. Klein 
(Göttingen) 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung gegebenenfalls die Ab- 
sicht, die Schulen auch in Zukunft, im Hinblick 
auf die bevorstehenden Bundestagswahlen viel- 
leicht sogar in diesem Jahr verstärkt, mit Broschüren 
zu beliefern? 


5 1 . Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 

(CDU/CSU) 


Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung zu, 
daß gut beratene Steuerpflichtige ihre ,, Einkünfte 
aus Kapitalvermögen“ ihren Kindern widmen und 
daß dafür keine Einkommensteuer zu zahlen ist, 
und wenn ja, welche Maßnahmen kann sie ergreifen? 


52. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung im Interesse der Steuer- 
gerechtigkeit dazu allen Steuerpflichtigen in der 
nächsten Ausgabe ,, Lohnsteuerfibel“ Ratschläge 
geben, zumal die ,, Einkünfte aus Kapitalvermö- 
gen“ schon seit Jahren in aller Regel nicht ein- 
mal die Entwertung der DM ausgleichen — den 
Sparern tatsächlich also ohnehin Verluste und keine 
Gewinne entstehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


53. Abgeordneter 
Dr. Ritz 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung einen Überblick über die 
Schäden in den privaten und staatlichen Forsten, 
die bei den orkanartigen Stürmen am 3. und 
4. Januar 1976 in den einzelnen Bundesländern 
entstanden sind, und ist sie bereit, bei entsprechen- 
den Anträgen der Länder ähnlich wie bei der Sturm- 
katastrophe vom 13. November 1972 für Aufar- 
beitung und notwendige Aufforstung Hilfen zu 
gewähren? 


54. Abgeordneter 

Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Wird die durch die orkanartigen Stürme vom 3, und 
4. Januar 1976 notwendige zusätzliche Holzein- 
schlagsmenge die Entwicklung auf dem Holzmarkt 
negativ beeinflussen, und was gedenkt die Bundes- 
regierung gegebenenfalls zu tun? 


55. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung eine Änderung 
der Dieselölverteilung für die Landwirtschaft, und 
wie kann die Bundesregierung sichern, daß für die 
Zeit des Übergangs vom alten auf das neue System 
eine laufende Verbilligung gewährt wird? 


56. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die Saatgutpreise für 
Raps (725 DM/dz. gebeizt) und Hybridmais 
(350 DM/dz. gebeizt) für vertretbar, wie haben 
sich die Preise in den letzten fünf Jahren entwickelt, 
und hält die Bundesregierung den Wettbewerb in 
diesem Bereich für ausreichend? 
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57. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der Bundeshaushalt 1976 im Be- 
reich der landwirtschaftlichen Sozialpolitik fehler- 
haft aufgestellt ist, weil sowohl der Bundesrech- 
nungshof wie auch der Bundesverband der land- 
wirtschaftlichen Krankenkassen bei Landabgabe- 
rente und landwirtschaftlicher Krankenkasse einen 
Fehlbetrag von ca. 70 Millionen DM feststellen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Femmeldewesen 


58. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die Beschwerden vieler 
Geiger Bürger gegen den geplanten Bau einer Schnellbahn- 

(SPD) trasse der Deutschen Bundesbahn von Stuttgart 

nach Mannheim bekannt? 


59. Abgeordneter 

Geiger 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung die Möglichkeit, auf die 
Deutsche Bundesbahn einzuwirken, daß die Trassen- 
führung und Ausgestaltung der neuen Bahnstrecke 
den Erfordernissen des Umweltschutzes entspricht 
und die Bürger möglichst wenig belästigt? 


60. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Inwieweit sind die Straßenschäden in Form von 
Spurrillen auf die Verwendung von Sediment- 
gesteinen, insbesondere in den Binderlagen, an- 
stelle von Edelsplittmaterialien zurückzuführen? 


6 1 . Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Inwieweit sind Kostenvergleiche angestellt worden, 
ob die Verwendung billigerer Sedimentgesteine 
anstelle des bewährten Basaltedelsplitt beim Straßen- 
neubau zu höheren Reparaturkosten führen und 
daher längerfristig größere finanzielle Aufwen- 
dungen erfordern? 


62. Abgeordneter 
Tillmann 
(CDU/CSU) 


Welches sind die Gründe dafür, daß die Bundes- 
regierung den Entwurf einer Verordnung nach § 43 
des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG) 
vom 15. März 1974 über Grenzwerte von Verkehrs- 
geräuschen noch nicht vorgelegt hat, und wann 
gedenkt die Bundesregierung, eine entsprechende 
Verordnung vorzulegen? 


63. 


Abgeordneter 

Tillmann 


(CDU/CSU) 


An welchen Grenzwerten hat sich bis zum Erlaß 
einer Verordnung nach § 43 BImSchG die Straßen- 
bauplanung zu orientieren, und welche Grenzwerte 
sollten die noch zu erlassenden Vorschriften nach 
Meinung der Bundesregierung fordern? 


64. Abgeordneter Welche Vor- und Nachteile sieht die Bundesregie- 
Dr. Holtz rung bei einer möglichen Einführung der Geschwin- 

(SPD) digkeitsbegrenzung in geschlossenen Wohnbezirken 

auf 30 km/h? 
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65. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Ist die vom Parlamentarischen Staatssekretär beim 
Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau, Dr. Dieter Haack, gegebene Zusicherung 
(Schreiben vom 16. Dezember 1975), daß der Bau 
der Autobahn von Aalen nach Würzburg gesichert 
sei, bzw. in die Dringlichkeitsstufe 1 a aufgenom- 
men wurde, auch die Meinung des Bundesverkehrs- 
ministers, und bejahendenfalls, wann ist mit dem 
Bau zu rechnen? 


66. Abgeordneter 
Straßmeir 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die von der DDR vorgenommene 
drastische Erhöhung der Straßenbenutzungsgebüh- 
ren für Lastkraftwagen (außerhalb der Pauschale) 
von der Bundesregierung bei ihren Verhandlungen 
ohne energischen Widerstand hingenommen wor- 
den ist? 


67. Abgeordnete 

Frau 

Pieser 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Pressemeldungen be- 
stätigen, daß sie gegenwärtig prüft, entsprechende 
Gebühren für Lastkraftwagen bei der Einreise aus 
der DDR in die Bundesrepublik Deutschland zu 
erheben, und wenn ja, ist dies als ein Versuch der 
Bundesregierung zu bewerten, ein Verhandlungs- 
ergebnis nachträglich zu korrigieren? 


68. Abgeordneter 
Dreyer 
(CDU/CSU) 


Wie hoch beziffert die Bundesregierung die zu- 
sätzliche finanzielle Belastung, die sich aus der 
von der DDR vorgenommenen drastischen Er- 
höhung der Straßenbenutzungsgebühren für Last- 
kraftwagen insgesamt ergibt? 


69. Abgeordneter Wie hoch beziffern sich die zusätzlichen finan- 
Kunz ziehen Belastungen für den Straßengüterverkehr 

(Berlin) in Berlin (West)? 

(CDU/CSU) 


70. Abgeordneter 
Kunz 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung bei ihren Verhandlungen 
die besonders starke Diskriminierung des Straßen- 
güterverkehrs in Berlin (West) im Nahverkehr in 
die DDR durch die Erhöhung der Straßen- 
benutzungsgebühren nicht erkannt? 


71. Abgeordneter Welche besonderen Probleme sieht die Bundes- 

Straßmeir regierung in der Tatsache, daß nicht nur die Ge- 

(CDU/CSU) bührensätze von der DDR drastisch erhöht wurden, 

sondern auch das Gebührensystem durch Bildung 
von Gesamtnutzlßsten und Entspezialisierung nach- 
haltig verändert wurde? 


72. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die sich aus der 
Sick Erhöhung der DDR-Straßenbenutzungsgebühren er- 

(CDU/CSU) gebenden neuen Wettbewerbsverzerrungen für den 

deutschen Straßengüterverkehr? 


73. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
Sick die mit der Erhöhung der Straßenbenutzungs- 

(CDU/CSU) gebühren durch die DDR verbundenen Diskrimi- 

nierungen und Wettbewerbsverzerrungen für den 
deutschen Straßengüterverkehr zu beseitigen oder 
dem betroffenen Gewerbe zu helfen? 
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74. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


75. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 
(CDU/CSU) 


76. Abgeordneter 

Geldner 

(FDP) 


77. Abgeordneter 
Geldner 
(FDP) 


78. Abgeordneter 
von Alten- 
Nordheim 
(CDU/CSU) 


79 , Abgeordneter 
von Alten- 
Nordheim 
(CDU/CSU) 


In welcher Weise gedenkt die Bundesregierung, 
angesichts der Streckenstillegungspläne der Deut- 
schen Bundesbahn für den oberschwäbischen 
Raum eine ausreichende Versorgung der Bevölke- 
rung dieses Raumes mit öffentlichen Verkehrs- 
mitteln sicherzustellen, und ist sie bereit, die Pläne 
der Deutschen Bundesbahn auch an diesen Kriterien 
zu messen? 


Beabsichtigt die Bundesregierung, nach der Er- 
höhung der Straßenbenutzungsgebühren in der 
„DDR“ nun für „DDR“-Kraftfahrzeuge auf den 
Straßen der Bundesrepublik Deutschland Straßen- 
benutzungsgebühren zu erheben? 


Zu welchem Ergebnis haben die Untersuchungen 
der Deutschen Bundespost über die im Jahr 1976 
einzustellenden Nachwuchskräfte für das Fern- 
meldehandwerk geführt? 


Ist die Deutsche Bundespost im Zuge notwendiger 
Spar- und Rationalisierungsmaßnahmen bereit, die 
vorhandenen Ausbildungsstätten für das Fern- 
meldehandwerk unter besonderer Berücksichtigung 
der Strukturschwäche bestimmter Teile des Bun- 
desgebiets so zu konzentrieren, daß z. B. im frän- 
kischen Raum die Fernmeldeschulen in Ansbach 
und Bayreuth erhalten bleiben? 


Was hat die Bundespost veranlaßt, bedingt durch die 
Rationalisierungsmaßnahmen im Bereich der Zu- 
stellungsämter und die Umstellung der postalischen 
Anschrift auf das Datensystem, die alten, einge- 
führten und allen bekannten Ortsnamen wegfallen 
zu lassen und lediglich den Namen der Stadt bzw. 
Groß-Gemeinde (Einheits- oder Samtgemeinde) mit 
einer nachfolgenden Nummer für den ehemaligen 
Ortsnamen bzw, das Zustellungsamt zu verlangen, 
und ist die Bundespost bereit, jetzt im Rahmen 
ihrer Anordnung, daß die Straßenbezeichnung 
zukünftig oberhalb vor der Wohnortsbezeichnung 
stehen soll, diese Anordnung dahin gehend zu 
ergänzen, daß der Straßenbezeichnung auch der 
alte Ortsname oberhalb, vor der Wohnortsbezeich- 
nung beizufügen ist? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß fast in allen 
Teilen des Bundesgebietes bei der Bevölkerung 
darüber starke Verärgerung und erhebliches Un- 
verständnis entstanden sind, zusätzlich, weil häufig 
Städte und* Gemeinden unter Hinweis auf die 
neue postalische Anschrift auch ihrerseits ebenfalls 
die alten Ortsnamen wegfallen lassen, was die 
vielen Komplikationen und Schwierigkeiten in der 
lokalen Orientierung noch verstärkt hat, und wird 
die Bundesregierung auf Grund dieser Kenntnisse 
etwas veranlassen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


.80, Abgeordneter 

Dr. Jens 
(SPD) 


Liegen der Bundesregierung bereits Erkenntnisse 
vor, die von einer ständig steigenden Zahl von 
Wissenschaftlern und der Weltorganisation- für 
Meterologie vorgetragen werden, daß Aerosole 
die Ozonschicht der Erde zerstören sollen, und 
wenn ja, gibt es bereits Pläne, dieser Gefahr zu 
begegnen? 


8 1 Abgeordneter 

Pfeffermann 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der Bundesminister für Forschung 
und Technologie über Mitarbeiter seines Mini- 
steriums auf Betriebsräte eingewirkt hat, ihn zu 
Betriebsversammlungen einzuladen, und wie er- 
klärt die Bundesregierung die Zahl von Reden bei 
Betriebsversammlungen im Jahr 1975 im Vergleich 
zu anderen Bundesministern? 


82. Abgeordneter Trifft es zu, daß Abgesandte des Bundesmini- 

Pfeffermann steriums vor dem Besuch des Bundesministers bei 

(CDU/CSU) einer Betriebsversammlung Fragen von Arbeit- 

nehmern für die Betriebsversammlung vorher aus- 
gearbeitet haben und Betriebsräten überreichten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


83. Abgeordneter 

Dr. Mertes 
(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Haushalts- 
risiken, die sich aus einer zunehmend auf die Staaten 
des Warschauer Pakts orientierten, also einseitigen, 
Inanspruchnahme des Deckungsplafonds für Bun- 
desbürgschaften ergeben? 


84. Abgeordneter 

Dr. Mertes 
(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


Haben amtliche Vertreter Rumäniens bei der 
Geltendmachung von Kredit- o. ä. Wünschen einen 
Zusammenhang zum Thema der Familienzusam- 
menführung o. ä. angedeutet? 


85. Abgeordneter 

Rollmann 

(CDU/CSU) 


Unter Bezugnahme auf den Artikel ,,Die Aussiedler 
aus Polen haben viele Sorgen — Wir mußten wie 
Bettler ausreisen“ im Hamburger Abendblatt vom 
19. Dezember 1975 frage ich die Bundesregierung, 
ob es richtig ist, daß deutsche Aussiedler aus den 
Oder-Neiße-Gebieten nach wie vor hohe Gebühren 
für Pässe und Visen, für Formulare des Finanz- 
und Wohnungsamts an den polnischen Staat be- 
zahlen müssen? 


86. Abgeordneter In welchem Umfang können Aussiedler aus den 

Rollmann Oder-Neiße-Gebieten ihr Eigentum in die Bundes- 

(CDU/CSU) republik Deutschland mitnehmen? 
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87. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, ihre Beziehungen 

Dr. Wittmann zu Staaten zu überprüfen, deren Regierungen 

(München) Terroristen unterstützen? 

(CDU/CSU) 


88. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Kennt die Bundesregierung die Zahl der Bürger 
deutscher Nationalität in der Tschechoslowakei, 
insbesondere im Hinblick auf die bisherigen An- 
gaben und Schätzungen? 


89. Abgeordneter 

Hösl 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussagen 
in dem Entwurf für ein neues Programm der SED, 
wonach Berlin ,,kein Bestandteil irgendwelchen 
Staates ist“ und es nur noch um die sogenannte 
,, strikte Einhaltung“ des Vier-Mächte-Abkommens 
über Berlin, aber nicht mehr um dessen ,, volle 
Anwendung“ gehe, und welche Auswirkungen auf 
die Lage in Berlin wird die damit bezogene Posi- 
tion der ,,DDR“ haben? 


90. Abgeordneter 

Hösl 

(CDU/CSU) 


Durch wen und für welche Fälle hat die Bundes- 
regierung die vom Stellvertretenden Chef des 
Presse- und Informationsamts erwähnte Formel 
entwickelt, ,,die es bei Veranstaltungen in West- 
Berlin auch aus sowjetischer Sicht ermöglicht, 
Vertreter der Sowjetunion nach West-Berlin zu 
schicken“, und welche rechtliche Bedeutung hat 
diese Formel, wird durch sie insbesondere die 
Freiheit von Veranstaltern privatrechtlichen Charak- 
ters beeinträchtigt? 


91. Abgeordneter Wie wird sich nach den Vorstellungen der Bundes- 
Dr. Schweitzer regierung das wissenschaftliche Austauschprogramm 
(SPD) zwischen der Volksrepublik Polen und der Bundes- 

republik Deutschland voraussichtlich 1976/77 ent- 
wickeln? 


92. Abgeordneter 

Dr. Schweitzer 
(SPD) 


Hält es die Bundesregierung für möglich und wün- 
schenswert, daß im Haushalt der Kulturabteilung 
des Auswärtigen Amts künftig für solche Zwecke 
Sondermittel eingestellt werden analog zu dem 
schon bestehenden Sondertitel im Rahmen der 
deutsch-französischen Beziehungen, um auf diese 
Weise den Rang zu dokumentieren, den die Bundes- 
regierung einem neugestalteten Verhältnis zur 
Volksrepublik Polen beimißt? 


93. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung die besonders wichtige, 
weil die gewissenhafte Vertretung von Menschen- 
und Grundrechten Deutscher durch diplomatisch- 
konsularischen Schutz betreffend^, Frage bereits, 
wie zugesagt, geprüft, wie viele der im Auswärtigen 
Amt namentlich und listenmäßig erfaßten 20 000 
Aussiedler mit besonderen Härtegründen inzwi- 
schen hier eingetroffen sind, nachdem diese Liste 
schon vor dem 9. Oktober 1975 bestand und die 
Bundesregierung verpflichtet ist, den Angehörigen 
jeweils umgehend und vollständig über den Stand 
ihrer Intervention Auskunft zu geben? 
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94. Abgeordnete 
Frau 
Berger 
(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen hat der Bundesminister des 
Auswärtigen Akten, die der Petitionsausschuß 
in einer Beschwerdeangelegenheit angefordert hat’ 
bisher nicht vorgelegt? 


95. Abgeordnete 
Frau 
Berger 
(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Wie ist dies mit § 1 des Gesetzes nach Artikel 45 c 
des Grundgesetzes zu vereinbaren, wonach die 
Bundesregierung die Rechtspflicht hat, dem Peti- 
tionsausschuß zur Vorbereitung von Beschlüssen 
über Beschwerden Akten vorzulegen? 


96. Abgeordneter 
Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für ein Zeichen der 
Menschlichkeit und als in Übereinstimmung mit 
der Schlußakte von Helsinki befindlich, daß die 
Behörden der Volksrepublik Polen immer nur 
einem Familienmitglied die Erlaubnis zur Besuchs- 
reise erteilen und die übrigen Familienmitglieder 
als „Faustpfand“ zurückhalten, und ist sie bereit, 
durch Verhandlungen mit der Volksrepublik Polen 
mehr Menschlichkeit in der Praxis derartiger 
Besuchsreisen zu erreichen? 
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B. Schriftliche Anfragen gemäß IV. der Richtlinien sowie 
Fragen gemäß I. der Richtlinien, um deren schriftliche 
Beantwortung bis zur Drucklegung gebeten wurde 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Mit welchen regierungsamtlichen Preisausschreiben, 
Preisrätseln und ähnlichen Aktionen seitens der 
Bundesregierung müssen die Bürger in diesem Jahr 
rechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


2. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, denen zufolge seitens 
der ungarischen Regierung an die Bundesregierung 
Wünsche auf Bürgschaften für Bankkredite heran- 
getragen wurden und wenn ja, in welcher Größen- 
ordnung bewegen sich diese Wünsche, und welche 
Stellung bezieht die Bundesregierung zu dem 
angesprochenen Problem? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


3. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Ist es richtig, daß Pläne darüber bestehen, den 
Raum Biebesheim-Eich wie auch den Raum Gun- 
tersblum als Standorte für ein Kernkraftwerk bzw. 
ein Kraftwerk auf Ölbasis vorzusehen, und wie ist 
gegebenenfalls der Stand der Planungen? 


4. Abgeordneter 
Benz 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 17. Welt- 
kongreß der Konföderation iranischer Studenten 
Nationale Union (CISNU) vom 2. bis 7. Januar 
1976 im ,,Haus der Jugend“ in Frankfurt stattfand, 
und daß auf diesem Kongreß die Beseitigung des 
im Iran herrschenden Regierungssystems und die 
Einführung einer kommunistischen Regierung ver- 
langt wurde? 


5. 


Abgeordneter 

Benz 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf diesem 
Kongreß neben maoistischen Gruppen auch Ver- 
treter der Jungsozialisten anwesend waren, und 
wie beurteilt die Bundesregierung die Teilnahme 
einer Abordnung der sogenannten Palästinensischen 
Befreiungsorganisation PLO und der angolesischen 
MPLA? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


6. Abgeordneter Welche Erfahrungen liegen der Bundesregierung 

Rollmann über die Herabsetzung des Volljährigkeit s- und 

(CDU/CSU) Ehemündigkeitsalters vor? 

7. Abgeordneter Wie weit sind seit der Justizministerkonferenz 

Dr. Schöfberger vom 677. Mai 1974 die Bemühungen der Bundes- 

(SPD) regrerung gediehen, zusammen mit den Landes- 

justizbehörden eine sozial- und rechtspolitisch 
befriedigende, die Chancengleichheit herstellende, 
außergerichtliche Rechtshilfe für einkommens- und 
vermögensschwache Bürger zu schaffen? 

8. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung unter den Aspekten 

Dr. Schöfberger der Sozialstaatlichkeit, der Rechtsstaatlichkeit und 

(SPD) der Chancengleichheit im geltenden Armenrecht 

ein taugliches Mittel und eine befriedigende Metho- 
de, die Rechtsversorgung einkommens- und ver- 
mögensschwacher Bürger zu gewährleisten, und 
wenn nein, was gedenkt sie zu tun? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


9. Abgeordneter Plant die Bundesregierung (Bundesbank), ähnlich 

Egert wie es die Notenbanken der Schweiz und der 

(SPD) Niederlande bereits praktizieren, beim Neudruck 

von Banknoten, diese auch für blinde Bürger identi- 
fizierbar zu gestalten? 

10. Abgeordneter Aus welchen sachlichen Gründen wird der Voll- 

Dr. Narjes beitritt der Schweiz zur sogenannten Währungs- 

(CDU/CSU) schlänge immer wieder hinausgeschoben? 


11. Abgeordneter Wenn es solche nicht gibt, welcher Mitgliedstaat 

Dr. Narjes widersetzt sich diesem Beitritt, und welche Gründe 

(CDU/CSU) führt er für seine Weigerung an? 

12. Abgeordneter Welche Voraussetzungen sind erforderlich, um die 

Dr. Jenninger vom Bundesfinanzminister angekündigte Stundung 
(CDU/CSU) fälliger Steuern im Hinblick auf eine zu erwartende 

Investitionszulage in Anspruch nehmen zu können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


13 Abgeordneter Trifft es zu, daß die Erschließung des Tagebaus 

Milz Bergheim in Bergheim (Erft) nicht Gegenstand des 

(CDU/CSU) energiepolitischen Programms der Bundesregierung 

ist? 

14. Abgeordneter Wie hoch sind die voraussichtlichen Abgaben der 

Dr. Zeitei Verbraucher auf Grund des Verstromungsgesetzes 

(CDU/CSU) für das Jahr 1 975? 
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15. Abgeordneter Welche weiteren direkten und indirekten Hilfen 
Dr. Zeitei hat der Staat gewährt, und wie verhält sich dies 

(CDU/CSU) zum Produktionswert des Steinkohlenbergbaus 

in der Bundesrepublik Deutschland? 


16. Abgeordneter 
Dr. Zeitei 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglich- 
keit des Einsatzes der Kohle im Wärmesektor 
der Bundesrepublik Deutschland, um dadurch 
in erheblichem Umfang Mineralöl zu substituieren, 
und gedenkt sie gegebenenfalls, diesen Einsatz 
in gleichem Umfang zu stimulieren wie die Ver- 
stromung im Rahmen des Verstromungsgesetzes? 


17. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die 
äußerst kritische Entwicklung der Arbeitslosigkeit 
im ostbayerischen Zonenrandgebiet zu mildern, 
die neben dem Rückgang des Industrieexports, 
der Bauwirtschaft, vor allem auch durch den Ver- 
lust zahlreicher Arbeitsplätze im öffentlichen 
Sektor gekennzeichnet ist und in Teilbereichen 
der Wirtschaft eine Arbeitslosenquote bis zu 30 % 
aufzuweisen hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


18. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


19. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der Franktionsvorsitzende der 
FDP im schleswig-holsteinischen Landtag, Ronne- 
burger, sich auf einer Veranstaltung eines Wirt- 
schaftsverbandes in Wahlstedt (Kreis Segeberg) 
am 18. November 1975, zu der er ausdrücklich 
als Parteipolitiker eingeladen worden war, durch 
einen Beamten des Bundesernährungsministeriums 
vertreten ließ, und wenn ja, wie rechtfertigt die 
Bundesregierung diesen Tatbestand? 

Welche Kosten werden der EG aus dem Asso- 
ziierungsabkommen mit den Mittelmeerländern ins- 
besondere bei den Marktordnungsgesetzen für 
Olivenöl, Zitrusfrüchten, Tomaten und Wein er- 
wachsen? 


.if 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


20. Abgeordneter 
Gerstl 
(Passau) 
(SPD) 


Hat die Bundesregierung eine Möglichkeit, und 
wenn ja, wird sie diese nützen, um die Bundesver- 
sicherungsanstalt für Angestellte zu veranlassen, 
die Kündigung der Belegung des Sanatoriums 
„Schloß Wolfstein“ in Freyung zum 30. Juni 
1976 rückgängig zu machen? 


21. Abgeordneter 
Gerstl 
(Passau) 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß bei 
einer notwendigen Reduzierung von Vertrags- 
betten der ßundesversicherungsanstalt auf die 
medizinische Versorgung, die Unterbringung und 
die landschaftlichen und klimatischen Bedingungen 
in erster Linie Rücksicht genommen werden muß 
und erst an weiterer Stelle die Dauer des Vertrags- 
verhältnisses Bedeutung hat, und müssen bei solchen 
Entschädigungen nicht auch strukturpolitische 
Probleme berücksichtigt werden? 
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22. Abgeordneter 

Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob es bei der 
Durchführung des Schwerbehindertengesetzes infol- 
ge der gesetzlichen Bestimmungen, Anträge auf 
Feststellung der Erwerbsunfähigkeit bei den jeweili- 
gen Versorgungsämtern zu stellen, im Vergleich zu 
der ehemals gültigen Bestimmung zu erheblichen 
Zeitverzögerungen bei der Bearbeitung kommt, und 
was gedenkt die Bundesregierung gegebenenfalls zu 
tun, um eine zumutbare Regelung herbeizuführen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


23. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Nationale 
Volksarmee der DDR an der Elbe, im Raum Lauen- 
burg— Schnackenburg, in dem dort errichteten 
Metallgitterzaun, an genau vermessenen Stellen, 
an denen der Strom für moderne wattfähige Kampf- 
panzer kein Hindernis darstellt, mehr als 20 leicht 
zu öffnende Durchlässe eingebaut hat, die ein 
rasches Überqueren der Elbe nach Niedersachsen 
mit Panzerverbänden ermöglichen? 


24. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Wie bewertet gegebenenfalls die Bundesregierung 
diese vorbereitende Maßnahme an der Nahtstelle 
der beiden NATO-Befehlsbereiche Europa-Nord 
und Europa-Mitte? 


25. Abgeordneter 

Dr. Schwencke 

(Nienburg) 

(SPD) 


Wann ist damit zu rechnen, daß auf dem Flieger- 
horst Diepholz die sich in einem unzumutbaren 
Zustand' befindenden Kantinenräume für die Mann- 
schaften renoviert werden, zumal nicht nur mehrere 
mündliche Zusagen dafür bereits vorliegen, sondern 
die entsprechenden Einrichtungsgegenstände längst 
vorhanden sind? 


26. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


Wieviel militärische Sperrgebiete mit welcher 
Gesamtfläche gibt es nach den Erkenntnissen 
der Bundesregierung derzeit in der DDR, und 
wo liegen die gebietsmäßigen Schwerpunkte dieser 
Sperrgebiete? 


27. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


Wie hoch ist nach den Erkenntnissen der Bundes- 
regierung im Jahr 1975 die Zahl der Wehrdienst- 
verweigerer in der DDR, die sich zum Dienst als 
sogenannte Bausoldaten gemeldet haben, und die 
der sogenannten absoluten Wehrdienstverweigerer, 
die jeglichen Dienst in der DDR-Armee ablehnen, 
und wie viele dieser ,, absoluten Wehrdienstver- 
weigerer“ sind strafrechtlich belangt worden? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Famüie und Gesundheit 


28. Abgeordneter Wie hoch ist die Zahl der jugendlichen Nichtseß- 
Roiimann haften in der Bundesrepublik Deutschland, und was 

(CDU/CSU) tut die Bundesregierung zur Bewältigung dieses 

Problems? 


29. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Riedel- 

Martiny 

(SPD) 


Sind der Bundesregierung Forschungsergebnisse 
bekannt, die eine Werbeaussage rechtfertigen, 
wonach ein lokales Kontrazeptivum angeblich 
so sicher sein soll wie die Pille, und hält die Bun- 
desregierung diese Forschungsergebnisse gegebe- 
nenfalls für hinreichend abgesichert und zutreffend? 


30. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Wie hoch war die Summe, die der SPD-Zeitung 
,, Münchener Post“ für den Vertrieb der Publikation 
des Bundesministeriums für Jugend, Familie und 
Gesundheit als Beilage zur Ausgabe November 1975, 
Nr. 37, zugewendet wurden (vgl. Antwort auf 
meine Schriftliche Anfrage vom 28. November 1975 
[Stenographischer Bericht über die 204. Sitzung, 
Anlage 8])? 


31. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch die 
Anwendung isatinhaltiger Medikamente schwere 
Leberschäden entstehen oder ausgelöst werden 
können und, wenn ja, ist sie bereit, für eine Heraus- 
nahme dieses Medikaments aus dem Arzneimittel- 
verkehr zu sorgen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Femmeldewesen 


32. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, die 
Bundesstraßen B 55 n und B 477 n im Ortsbereich 
Bergheim-Mitte und dem Ortsteil Zieverich in 
einer Tieflage zu führen, um die gemeinsam mit der 
Hambach Kohlebahn entstehenden Immissions- 
belästigungen der Bevölkerung in den erwähnten 
Gebieten so gering wie möglich zu halten? 


33. Abgeordneter 

Dr. Hauser 

(Sasbach) 

(CDU/CSU) 


Wieso gibt es seitens der Deutschen Bundesbahn bei 
Beseitigung der sehr unfallträchtigen S-Kurven 
beim Bahnübergang Rastatt-Wintersdorf im Zuge 
des weithin schon durchgeführten Ausbaus der 
Bundesstraße 36 südlich Rastatt erst jüngst Ver- 
zögerungen, die eine Fertigstellung möglicherweise 
um 1 bis 2 Jahre hinausschieben, obwohl die Deut- 
sche Bundesbahn bei vorausgehenden Planungs- 
besprechungen keinerlei Schwierigkeiten gesehen 
hat und über die Planungsunterlagen bereits seit 
30. Oktober 1974 verfügt? 
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34. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbach) 
(CDU/CSU) 


Ist in dem in Frage 33 genannten Fall tatsächlich 
ein förmliches Feststellungsverfahren erforderlich, 
wie die Deutsche Bundesbahn erst jetzt erklärt, 
obwohl die einzig beteiligten Grundbesitzer — neben 
der Deutschen Bundesbahn selbst — lediglich die 
Städte Rastatt und Baden-Baden sind, die wegen 
der Unfallträchtigkeit an diesen Straßenabschnitt 
bereits vor Monaten ohne weiteres ihre Zustimmung 
zu der Neutrassierung gegeben haben? 


35. Abgeordneter 
Seiters 
(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, wonach die vom Verwal- 
tungsrat der Deutschen Bundesbahn am 22. Oktober 
1975 beschlossene Elektrifizierung der Strecke 
Rheine -Emden-Norddeich wegen noch nicht ge- 
sicherter Beteiligung des Landes Niedersachsen 
zurückgestellt oder zeitlich verzögert werden soll? 


36. Abgeordneter 
Seiters 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die 
seit Jahren geforderte Elektrifizierung dieser Strecke 
für die industriell gewerbliche Entwicklung dieses 
Raumes, für die Seehäfen und für den Fremden- 
verkehr dringend notwendig ist, und wird die 
Bundesregierung ihrerseits auf schnelle Verwirk- 
lichung des oben bezeichneten Beschlusses drängen? . 


37. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Welches Ergebnis haben die bisherigen Sitzungen 
der von der Bundesregierung eingesetzten ,, Kom- 
mission zur Prüfung der Standortfrage für einen 
Rangierbahnhof München“ ergeben, und wie beur- 
teilt die Kommission selbst ihre Kompetenzen? 


38. Abgeordneter 
Schäfer 
(Appenweier) 
(SPD) 


Trifft es zu, daß bei der Neugliederung der Wasser- 
und Schiffahrtsverwaltungen des Bundes die in dem 
Gutachten der Projektgruppe des Bundesverkehrs- 
ministeriums festgelegten wesentlichen Kriterien für 
den Standort von Wasser- und Schiffahrtsämtern für 
Offenburg außer acht gelassen wurden, obwohl 
Offenburg allen Anforderungen gerecht wird? 


39. Abgeordneter 

Schäfer 

(Appenweier) 

(SPD) 


Ist sichergestellt, daß bei einer gegebenenfalls 
erfolgenden Auflösung des Wasser- und Schiff- 
fahrtsamts Offenburg den dort Beschäftigten im 
Offenburger Raum in vergleichbarer Weise ein 
Arbeitsplatz angeboten wird? 


40. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Inwieweit ist die Bundesregierung in der Lage und 
bereit, zur Sicherung der Arbeitsplätze bei den 
Betrieben der Basalt-AG, Linz/Rhein, darauf hinzu- 
wirken, daß beim Neubau der Westtangente Mön- 
chengladbach (A 61) und der Selfkantstraße/Quer- 
spange (A 46) bei Wickrath, anstelle angeblich 
billiger, minderwertiger Sedimentgesteine wiederum 
die bewährten Basalt-Edelsplitt-Materialien Ver- 
wendung finden? 
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41. Abgeordneter Wann und mit welchem Ergebnis ist zuletzt auf 
Dr. Schweitzer Veranlassung des Bundes die für die Anrainer 
(SPD) der B 9 in Andernach im Bereich des sogenannten 

„Hasenfängers“ inzwischen unerträgliche Lärm- 
belästigung auf ihre Zumutbarkeit bzw. Unzu- 
mutbarkeit hin überprüft worden? 


42. Abgeordneter 

Dr. Schweitzer 
(SPD) 


Welche konkreten Möglichkeiten sieht die Bundes- 
regierung, hier zu einer Abhilfe beizutragen unbe- 
schadet der Tatsache, daß das Bundes-Immissions- 
schutzgesetz erst nach Fertigstellung der B 9 in 
diesem Raum in Kraft trat? 


43'. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 
Dr. Jenninger Deutsche Bundesbahn ihre frei verfügbaren Grund- 
(CDU/CSU) stücke in Baden-Württemberg verkaufen sollte, um 

damit ihren hohen Schuldendienst zu erleichtern 
und einige der in Baden-Württemberg geplanten 
Streckenstillegungen rückgängig machen zu können? 


44. Abgeordneter 

Zink 

(CDU/CSU) 


Stimmen Pressemeldungen, wonach der Herr Bun- 
desminister für Verkehr erklärt habe, daß die Bahn- 
trasse Köln-Groß-Gerau nicht verwirklicht werde, 
und wenn ja, werden somit die auch noch laufen- 
den Voruntersuchungen, z. B. durch das Bartelle- 
Institut über verschiedene Trassenführungen der 
Bahnstrecke Köln -Mannheim eingestellt? 


45. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Welche modernen Gesichtspunkte beim Ausbau 
der Brücke im Zuge der B 519 zwischen Rüssels- 
heim und Flörsheim machen die Straße verkehrs- 
sicher und eine Beleuchtung der Brücke nicht 
erforderlich? 


46. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Um wieviel höher ist der jährliche Rationalisierungs- 
effekt, ausgedrückt in DM, durch die Auflösung des 
Bundesbahnbetriebsamtes Weiden und aller damit 
zusammenhängenden bis jetzt dort angesiedelten 
Dienststellen, unter Berücksichtigung der jährlichen 
Mehraufwendungen für die Unterbringung des 
Personals und seiner Familien, gegenüber einer 
Konzentration in Weiden, und wie läßt sich diese 
Maßnahme glaubwürdig vereinbaren mit der be- 
sonderen Verantwortung des Bundes für das Zonen- 
randgebiet, die gerade den Behörden und Dienst- 
stellen der Deutschen Bundesbahn eine besondere 
Präsenzpflicht in diesem Raum auf erlegt? 


47. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Welche logischen Gründe veranlassen die Bundes- 
regierung, im Rahmen der Rationalisierung der 
Deutschen Bundesbahn Arbeitsplätze aus dem 
Zonenrandgebeit abzuziehen, um sie außerhalb 
des Zonenrandgebietes mit zusätzlichen Kosten 
zu konzentrieren, wie dies im Beispiel der Auflösung 
des Bundesbahnbetriebsamtes Weiden der Fall ist, 
und welche einmaligen Kosten entstehen durch 
diese Maßnahme für die neue Unterbringung der 
Dienststellen und des Personals mit ihren Familien 
an anderen Orten? 
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48. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 
(SPD) 


Wird die Bundesregierung, wie vom bayerischen 
Innenminister vorgeschlagen, die Finanzierung der 
Teilstrecke Biebelried— Gollhofen der BAB Würz- 
burg-Ulm dadurch sichern, daß zwei andere baye- 
rische Maßnahmen — BAB Strecke A 9g AD Lang- 
wied (A 8) - B 12 (8 km) und BAB 8 AS Dachau- 
Fernstraße Ring München (10 km) zurückgestuft 
werden, und wenn nein, warum nicht? 


49. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Bis zu welchem Zeitpunkt sieht die Bundesregierung 
Möglichkeiten, das Nachtluftpostnetz nur noch mit 
Flugzeugen mit geräuscharmen Triebwerken, die 
den Anforderungen der ICAO-Vorschriften An- 
hang 16 entsprechen, zu betreiben? 


50. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung ge- 
Wüster plant oder schon ergriffen, um die durch die Ein- 

(SPD) führung der automatischen Briefverteileranlage in 

Wuppertal gefährdeten Arbeitsplätze zu sichern? 


5 1 . Abgeordneter 
Wüster 
(SPD) 


Warum hält das Bundespostministerium trotz 
gegenteiliger Vorschläge der Oberpostdirektion 
Düsseldorf, der Postämter Radevormwald und 
Remscheid sowie des Personals dieser Ämter, an 
seiner Entscheidung fest, das Postamt Radevorm- 
wald in Zukunft dem Postamt Wuppertal 1 und 
nicht dem günstiger gelegenen Postamt Remscheid 
zu unterstellen? 


52. Abgeordneter In wieviel Gemeinden des Rhein-Sieg-Kreises konnte 
Dr. Bußmann bisher eine örtliche Zusammenlegung des Telefon- 

(SPD) netzes erfolgen, die weitgehend den Grenzen der 

kommunalen Neuordnung entspricht? 


53. Abgeordneter 

Dr. Bußmann 
(SPD) 


Trifft es zu, daß der Versuchsraum für eine Bundes- 
busregionalgesellschaft Rhein-Sieg durch Heraus- 
nahme von drei Linien des Poststützpunkts Greven- 
broich gegenüber dem Beschluß vom 5. August 1975 
verändert wurde? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


54. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Welchen Gesamtpreis wies der ursprüngliche Kosten- 
voranschlag für den Neubau des Bundeskanzleramts 
aus, welches ist demgegenüber das voraussichtliche 
Ist-Ergebnis der Fertigstellung des Bundeskanzler- 
amts, und welches sind die Gründe, die zur Über- 
schreitung des Voranschlags geführt haben? 
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55. Abgeordneter 
Dr. Abelein 
(CDU/CSU) 


56, Abgeordneter 
Seiters 
(CDU/CSU) 


57. Abgeordneter 
Seiters 
(CDU/CSU) 


58. Abgeordneter 
Pfeffermann 
(CDU/CSU) 


59. Abgeorndeter 
Pfeffermann 
(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


Ist in den letzten mit der DDR ausgehandelten 
Verkehrsvereinbarungen angesichts der katastropha- 
len Lage unserer Bauwirtschaft vereinbart worden, 
daß an dem Ausbau der Autobahn Helmstedt- 
Berlin bundesdeutsche Baufirmen beteiligt werden, 
wenn ja, in welchem Umfang, wenn nein, warum 
nicht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


Zu welchem Zeitpunkt wird die Bundesregierung 
bereit sein, der Öffentlichkeit die Standorte zu 
nennen, die in eine nähere Prüfung für die Errich- 
tung einer zentralen Atommülldeponie in Verbin- 
dung mit einer Wiederaufbereitungsanlage einbe- 
zogen sind? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß bei 
der gegenwärtig laufenden Prüfung von nieder- 
sächsischen Standorten einer solchen Deponie auf 
jeden Fall mitberücksichtigt werden muß, ob 
bestimmte in Aussicht genommene Räume bereits 
hohe militärische Belastungen oder Sonderopfer 
für Verteidigungslasten zu tragen haben bzw, ob 
in ihnen bereits jetzt Atomkraftanlagen erstellt 
sind, und wenn ja, wird sie sich dementsprechend 
verhalten? 


Wie hoch sind die Verwaltungskosten der Gesell- 
schaft für Friedens- und Konfliktforschung, der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft und der Ar- 
beitsgemeinschaft industrieller Forschungsvereini- 
gungen, und wie erklärt die Bundesregierung die mit 
Abstand führende Rolle der Gesellschaft für Frie- 
densforschung bei den Ausgaben für die Forschungs- 
verwaltung? 


Wie hoch sind die Verwaltungsausgaben in der 
Max-Planck-Gesellschaft und in den Kernforschungs- 
zentren? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


60. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um der 
Leicht ungleichen Behandlung von Ersatzdienstleistenden 

(CDU/CSU) i. S. des § 8 Abs. 2 des Gesetzes über die Erweite- 

rung des Katastrophenschutzes, deren Ersatzdienst 
im Gegensatz zum Dienst im Deutschen Entwick- 
lungsdienst, zum Ersatzdienst als Kriegsdienstver- 
weigerer, zum Sozialen Jahr und zum abgeleisteten 
Wehrdienst nicht als Kriterium für eine bevorzugte 
Zulassung bei der Studienplatzvergabe durch die 
Zentrale Vergabestelle anerkannt wird, entgegen- 
zuwirken? 


Bonn, den 16. Januar 1976 
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